


Textliche Festsetzungen 
 

zum Bebauungsplan Nr. 20 
Bezeichnung: „Hindenburgstraße und Friedhöfe“ 

der Stadt Georgsmarienhütte, Landkreis Osnabrück 
 

§ 1 
Für die Bebauung Flur 13 
Gemarkung Georgsmarienhütte 
Gemeinde Georgsmarienhütte 
Gelegenen Gebietes ist für den im Plan angegebenen Geltungsbereich der Bebauungsplan 
vom 11.05.1966 verbindlich. 
Bebauungsplan und Anlagen können in der Gemeindeverwaltung während der 
Dienststunden eingesehen werden. 
 
§ 2 
Das Baugebiet ist allgemeines Wohngebiet und Mischgebiet gemäß der 
Benutzungsverordnung. 
 
§ 3  Sockelhöhe 
Die sichtbare Sockelhöhe der Hauptgebäude darf, gemessen von der Oberkante Gelände, 
0,50 m an der Bergseite nicht übersteigen. 
 
§ 4  Nebenanlagen 
Anbauten, freistehende Nebengebäude und Garagen müssen sich in ihrer Größe und 
Gestaltung den Hauptgebäuden harmonisch anpassen. Sie sind in massiver Bauweise mit 
der gleichen Außenwandbehandlung wie das Hauptgebäude auszubilden. Die Dachneigung 
darf nicht mehr als 30 Grad betragen. Garagen sind möglichst mit einem Flachdach zu 
versehen. 
 
§ 5 
Gemäß § 9 Abs. 4 BBauG wird nachrichtlich darauf hingewiesen, dass für die Gestaltung der 
in dem o. a. Bebauungsplan vorgesehene Baukörper sowie für die Grundstückseinfriedigung 
die von der Gemeinde aufgrund der Verordnung über die Baugestaltung vom 10.11.1936 
(RGBL. I. S. 938) erlassene Satzung vom 11.05.1966 zu beachten ist. 
 
§ 6  Verkehr 
Die Verkehrstechnische Erschließung ist durch vorhandene Straßen gegeben. Zur 
Erschließung der Parzellen1/25 und 1/23 ist eine Stichstraße von 5,00 m Breite vorgesehen. 
 
§ 7  Parkflächen 
Entsprechend der Satzung der Stadt Georgsmarienhütte über die Schaffung von Garagen 
und Einstellplätzen vom 25.02.1965 sind auf den Grundstücken Garagen und Einstellplätze 
vorzusehen. 
 
§ 8   
Von folgenden Festsetzungen des Bebauungsplanes kann gemäß § 31 (1) BBauG in 
begründeten Fällen die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde 
Ausnahmen zulassen, sofern hierdurch die Grundzüge der Planung nicht beeinträchtigt 
werden. 
1. Bebaubarkeit der Grundstücke 
2. Traufenhöhe 
Befreiungen regeln sich nach § 31 (2) BBauG 
 
 



§ 9 
Für den Fall der Nichtbefolgung dieser Satzung gemäß § 6 (2) der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung in Verbindung mit den §§ 35 – 37 des Niedersächsischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung, wird ein Zwangsgeld bis zu DM 150,-- bzw. die 
Ersatzvornahme angedroht. Eine Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 156 des 
Bundesbaugesetzes bleibt hiervon unberührt. 
 
§ 10 
Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
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